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kein Gebrauch von ihr ge-

macht wurde. Der „Stillstand-

betrieb“ der PKA in Gorleben 

dauert nun schon mehr als 10 

Jahre. 

Bis heute wird die Option ei-

ner PKA in Gorleben bewußt 

offen gehalten, weil die heiße 

Inbetriebnahme ohne eine er-

neute Öffentlichkeitsbeteili-

gung möglich wäre, merkt die 

BI an. Die PKA verschaffe 

dem Standort Gorleben im 

neuen Endlagersuchverfahren 

einen Infrastrukturvorteil, den 

kein anderer Standort in 

Deutschland hat, und führe 

damit das angeblich ergebnis-

offene Endlager-Suchverfah-

ren ad absurdum. Die PKA 

wiege bei einer abwägenden 

Entscheidung zwischen Gor-

leben und anderen Standort 

durch ihre faktische Existenz 

und die Genehmigungslage 

schwer, auch wenn das Stand-

AG genau diese Infrastruk-

turvorteile Gorlebens explizit 

ausschließen möchte. 

Die BI fordert deshalb, das 

NMU solle den Vertrag kün-

digen beziehungsweise für 

unwirksam oder gegen-

standslos erklären, weil die 

Vertragsgrundlagen aus dem 

Jahr 1997 erloschen sind, be-

ziehungsweise sich wesentlich 

geändert haben. „Ob die Mög-

lichkeit hierzu besteht, werden 

wir jetzt rechtlich prüfen und 

erwarten das auch vom NMU“, 

erklärte Ehmke. In dem Fach-

gespräch Anfang Februar 2014 

erwartet die BI Klarheit. 

Die PKA ist hauptsächlich da-

für ausgelegt und gebaut wor-

den, um am Standort Gorleben 

Brennelemente aus (kleinen) 

IIa Castoren oder NT11-Be-

hältern (für 5 bzw. 7 Brenn-

elemente) in große Behälter 

zur weiteren Zwischenlage-

rung umzuladen und um 

Brennelemente aus Transport- 

und Lagerbehältern (CASTOR 

oder andere) zu entnehmen 

und für die Endlagerung im 

Salzstock Gorleben zu kondi-

tionieren. 

Das StandAG sieht hingegen 

ein völlig neues Suchverfah-

ren vor, in dem angeblich das 

Wirtsgestein, der Standort und 

die Einlagerungsbedingungen 

(rückholbar oder nicht etc.) 

noch gar nicht feststehen, so 

dass die PKA in ihrer jetzigen 

Bauart am Standort Gorleben 

überhaupt keinen Sinn macht 

und die Endlagerungsbedin-

gungen für den später ausge-

wählten Standort (Salz, Ton, 

Kristallin) zu ganz anderen 

Einlagerungstechnologien und 

Ausgestaltungen der Abfall-

gebinde führen können, kon-

statiert die BI. Schon heute 

gebe es neue Konzepte, für die 

die PKA nicht ausgerüstet ist. 

Die Castoren seien zudem 

heute sämtlich größer als bei 

der Auslegung und Konzep-

tion der Anlage gedacht (es 

gibt unter anderem zu kleine 

Pufferlager), die Anlage ent-

spreche nicht mehr dem heuti-

gen Stand von Wissenschaft 

und Technik.  
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Die Atommüll-
Verpackung in 
Duisburg soll 
bis 2022 enden 
 
Nach einem zweiten Gespräch 

am 10. Dezember 2013 von 

Düsseldorfer Regierungsver-

tretern, Landtagsvertretern 

von Nordrhein-Westfalen und 

örtlichen Vertretern des Um-

weltverbandes BUND mit der 

Geschäftsführung der Gesell-

schaft für Nuklear-Service 

mbH (GNS), Betreiberin der 

Atommüll-Konditionierungs-

anlage in Duisburg, zeichnet 

sich ab, daß der Rückbau der 

Anlage im Duisburger Wohn-

gebiet im Jahr 2022 beginnen 

kann. Nach einem ersten Ge-

spräch im April 2013 hatte die 

GNS erklärt, daß sie prinzipi-

ell bereit sei den Standort 

Duisburg aufzugeben, wenn 

ein Standort mit mehr Platz 

zur Verfügung stünde, der die 

gleichen Verkehrsanbindungen 

biete wie bisher, und wenn je-

mand den Umzug finanziere. 

Bisher gab es kein festes Da-

tum. Dazu erklärte Hans Chri-

stian Markert, Sprecher für 

Anti-Atompolitik der Grünen 

Landtagsfraktion in Nord-

rhein-Westfalen (NRW), der 

an den Gesprächen teilge-

nommen hatte, in einer Pres-

semitteilung vom 11. Dezem-

ber 2013: „Die GNS hat 

signalisiert, daß sie den Ver-

trag für den Betrieb der Anla-

ge in Duisburg nicht über das 

Jahr 2025 hinaus verlängern 

will. Wir sind optimistisch, 

daß der drei Jahre dauernde 

Rückbau der Anlage späte-

stens 2022 beginnen wird.“ 

Der Pachtvertrag mit der GNS 

für das Gelände läuft noch bis 

2025 und die Genehmigung 

zum Betrieb der Anlage ge-

mäß Strahlenschutzverord-

nung ist bis 2022 gültig. Nach 

Aussage der GNS würden 3 

Jahre zum Rückbau der An-

lage benötigt, was bedeutet, 

daß 2020/21 die letzten Liefe-

rungen zur Konditionierung 

nach Duisburg kommen wür-

den. 

Die rot-grüne Landesregie-

rung hatte in ihrem Koaliti-

onsvertrag eine Verlegung der 

Anlage außerhalb dicht besie-

delter Gebiete in Aussicht ge-

stellt. Die Gespräche darüber 

sollen nun im Frühjahr 2014 

fortgesetzt werden. 

Die GNS war dagegen Teil-

nehmerkreisen zufolge bisher 

nicht bereit mitzuteilen, wel-

che Planungen für einen ande-

ren Standort vorliegen. Man 

habe sich bei der GNS aber 

Gedanken gemacht und werde 

diese voraussichtlich im Sep-

tember 2014 veröffentlichen. 

Zum Standort habe die GNS 

lediglich mitgeteilt, daß sie 

nicht mehr so nah wie bisher 

an Wohnbebauungen tätig 

sein wolle und einen Standort 

suche, an dem sie akzeptiert 

würde. Betont worden sei, daß 

das Kerngeschäft der GNS in 

Duisburg die Konditionierung 

der Materialien aus dem lau-

fenden Betrieb der Atom-

kraftwerke sei. Für den Rück-

bau sei man sich einig, daß 

eine Konditionierung an den 

Standorten – auch mit mobi-

len Konditionierungsanlagen, 

die die GNS ebenfalls besitzt, 

– sinnvoll sei und weiter ge-

plant würde. „Wenn wir ge-

wußt hätten, daß Fukushima 

passiert, hätten wir nicht einen 

Euro mehr in die Anlage in 

Duisburg investiert“, wird die 

GNS-Geschäftsführung zitiert. 

Ihr Hauptaugenmerk sei die 

Vorbereitung für die Einlage-

rung in Schacht Konrad gewe-

sen und hier sei nun ja auch 

alles offen und nicht klar, 

wann denn eingelagert werden 

könne. 

Wenn Gorleben ausgeschlos-

sen worden wäre, wird die 

GNS-Geschäftsführung weiter 

zitiert, hätten sie sich vorstel-

len können, dort vermehrt 

Atommüll zu konditionieren 

und dann die schwach- und 

mittelradioaktiven Materialien 

dort einzulagern. Da Gorleben 

aber nun im neuen Standort-

auswahlgesetz nicht ausge-

schlossen sei, würden sie das 

nicht weiter verfolgen, da sie 

nicht mit einer Entscheidung 

in den nächsten Jahrzehnten 

rechnen würden.  
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Italien: Erhöhte 
Krebsraten bei 
Neapel nach 
illegaler Ent-
sorgung von 
deutschem 
Atommüll 
 
Der italienische Senat unter-

sucht jetzt eine mögliche Ver-

bindung zwischen vergrabe-

nem radioaktiven Abfall und 

einem Anstieg der Zahl der 

Krebsfälle bei den Bewohnern 

mehrerer Städte rund um 

Neapel. Das meldete Daily 

Mail Online am 1. November 

2013. Seit den 1990er Jahren 

sei ein Anstieg der Krebsraten 

zu beobachten und zwar um 

40 Prozent bei Frauen und um 

47 Prozent bei Männern. Der 

illegale Handel mit gefährli-

chem Abfall war bereits 1997 

öffentlich geworden. Ein Ma-


